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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 

Satzung des Eigenbetriebes „Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden“ - Berichtigung 

 

Aufgrund der §§ 10 und 140 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert am 12.11.2015 (Nds. GVBl. S. 311) i. V. m. der Eigen-

betriebsverordnung (EigbetrVO) vom 27.01.2011 (Nds. GVBl. S. 21) hat der Kreistag des Landkreises 

Aurich in seiner Sitzung am 16.11.2016 folgende Betriebssatzung beschlossen: 

 

§ 1 

Eigenbetrieb, Name, Stammkapital 

 

(1) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, verwaltungsmäßig und finanzwirtschaftlich gesonderte 

Einrichtung ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbetrieb) des Landkreises Aurich nach der Eigen-

betriebsverordnung und den Bestimmungen dieser Satzung geführt. Der Eigenbetrieb wird nicht mit 
Gewinnerzielungsabsicht betrieben. 

 

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen „Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden“. 

 

(3) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 6.687.880,21 Euro. 
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§ 2 

Gegenstand und Aufgaben des Eigenbetriebes 

 

(1)Gegenstand und Aufgabe des Eigenbetriebes ist die Förderung von freiwilligem Engagement, Bil-

dung und Erziehung sowie von Qualifizierung und Beschäftigungs- und Integrationsförderung. Der 

Satzungszweck wird insbesondere durch die Planung, Konzeptionierung und Durchführung von Bil-

dungs- und Beschäftigungsvorhaben sowie gemeinnütziger innovativer Projekte in diesem Bereich 

sowie durch das Erstellen von Curricula und Unterrichtsmaterialien für den Einsatz im Unterricht von 

Volkshochschulen und anderen gemeinnützigen Einrichtungen verwirklicht. Der Eigenbetrieb nimmt 
seine Aufgaben überwiegend im Landkreis Aurich wahr. 

 

(2)Der Eigenbetrieb darf alle mit diesem Betriebszweck zusammenhängenden Geschäfte betreiben. 

 

§ 2 a 

Gemeinnützigkeit 

 

Der Volkshochschulbetrieb verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i. S. d. §§ 

51 ff. der Abgabenordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 01.10.2002 (BGBl. I S.3866, 2003 I S. 61), 

zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes v. 28.04.2011 (BGBl. I.S. 676). Zweck des Betriebes ist die 
Förderung der Volks- und Berufsbildung (§ 52 Abs. 2 Nr. 7 AO). Dieser Zweck wird verwirklicht durch 

den Betrieb der Volkshochschulen Aurich-Norden. 

 

§ 3 

Zusammensetzung und Zuständigkeiten der Betriebsleitung 

 

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebes wird eine Betriebsleiterin oder ein Betriebsleiter bestellt.  

 

(2) Die Betriebsleitung führt die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebes selbständig. Dazu gehören 

insbesondere: 
 

1. Maßnahmen im Bereich der innerbetrieblichen Organisation, 

 

2. alle Handlungen, die der gewöhnliche Geschäftsverkehr mit sich bringt, 

 

3. Stundungen und Niederschlagungen von Forderungen (unbefristete Niederschlagungen ab einem 

Betrag von 10.000 € bedürfen der Zustimmung der Dezernentin oder des Dezernenten), 

 

4. der Personaleinsatz. 

 
§ 4 

Zusammensetzung, Zuständigkeiten des Betriebsausschusses 

 

(1) Der Kreistag des Landkreises Aurich bildet nach § 140 Abs. 2 NKomVG i.V.m. § 3 EigBetrVO einen 

Betriebsausschuss. Für die Bildung und das Verfahren des Betriebsausschusses gelten die  

§§ 71 bis 73 NKomVG. 

 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus 15 Mitgliedern des Kreistages. Zusätzlich gehören dem Be-

triebsausschuss die Landrätin bzw. der Landrat, der/die Betriebsleiter/-in, die Geschäftsführer der 

KVHS Norden gGmbH und der KVHS Aurich gGmbH, die gemäß § 9 Abs. 4 der Gesellschafterverträge 
der KVHS Norden gGmbH und der KVHS Aurich gGmbH bestimmten Dozentenvertreter sowie ein 

Vertreter des Personalrates mit beratender Stimme an. Die Landrätin oder der Landrat sowie der/die 

Betriebsleiter/-in kann an ihrer/seiner Stelle eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter entsen-

den. 
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(3) Der Betriebsausschuss entscheidet über 

 

1. die Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen im Rahmen des Wirtschaftsplans, 

wenn der Gegenstandswert 125.000 € überschreitet, 

 

2. alle Betriebsangelegenheiten, soweit nicht die Betriebsleitung, der Kreistag oder die Hauptverwal-

tungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte zuständig sind, 

 

3. die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen i. S. d. § 14 Abs. 3    Satz 2 EigBetr-
VO; § 13 Abs. 2 Nr. 1 EigBetrVO bleibt unberührt, 

 

4. Mehrausgaben für Einzelvorhaben i. S. d. § 15 Abs. 3 Satz 2 EigBetrVO, wenn ein Betrag in Höhe 

von 50.000 Euro überschritten wird; § 13 Abs. 2 Nr. 2 EigBetrVO bleibt unberührt, 

 

5. den Erlass von Forderungen und den Abschluss von außergerichtlichen Vergleichen, wenn der 

Gegenstandswert im Einzelfall 10.000 Euro übersteigt, 

 

6. den Vorschlag an den Kreistag, den Jahresabschluss festzustellen und über die Behandlung des 

Ergebnisses zu entscheiden. 
 

(4) In dringenden Fällen, in denen die vorherige Entscheidung des Betriebsausschusses nicht einge-

holt werden kann, entscheidet der/die Betriebsleiter/-in im Einvernehmen mit der Vorsitzenden oder 

dem Vorsitzenden des Betriebsausschusses. Der Betriebsausschuss und die Hauptverwaltungsbeam-

tin oder der Hauptverwaltungsbeamte sind unverzüglich zu unterrichten. § 14 Abs. 3 Satz 3 und § 15 

Abs. 3 Satz 3 EigBetrVO bleiben davon unberührt. 

 

§ 5 

Aufgaben der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten 

 
(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte ist Dienstvorgesetzte oder 

Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung und des bei dem Eigenbetrieb beschäftigten Personals.  

 

(2) Vor der Erteilung von Weisungen durch die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Haupt-

verwaltungsbeamten soll die Betriebsleitung gehört werden. 

 

§ 6 

Vertretung des Eigenbetriebes 

 

(1) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die der Entscheidung der Betriebsleitung unterliegen, 
zeichnet die Betriebsleitung unter Zusatz des Namens des Eigenbetriebes. Im Übrigen vertritt die 

Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte den Eigenbetrieb. 

 

(2) Die Betriebsleitung kann ihre Vertretungsbefugnis für bestimmte Angelegenheiten allgemein oder 

im Einzelfall auf Bedienstete des Eigenbetriebes übertragen. 

 

§ 7 

Wirtschaftsplan, Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

 

(1) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Eigenbetriebes werden nach dem Zweiten 
Teil der Eigenbetriebsverordnung auf der Grundlage der Vorschriften des Handels-gesetzbuches ge-

führt. 

 

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes ist das Haushaltsjahr des Landkreises Aurich. 
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(3) Der Wirtschaftsplan (§ 13 EigBetrVO) ist rechtzeitig von der Betriebsleitung aufzustellen und über 

die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten dem Betriebsausschuss vorzule-

gen, der ihn mit dem Beratungsergebnis an den Kreistag des Landkreises Aurich zur Beschlussfassung 

weiterleitet. Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung (§ 17 EigBetrVO) wird von der Betriebslei-

tung mit dem Wirtschaftsplan vorgelegt. 

 

§ 8 

Sonderkasse 

 
(1) Die Sonderkasse des Eigenbetriebes ist mit der Kreiskasse des Landkreises Aurich nicht verbun-

den. Für die Sonderkasse des Eigenbetriebes gelten die Vorschriften des Niedersächsischen Kommu-

nalverfassungsgesetzes und der Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung (GemHKVO) sowie die 

Dienstanweisungen des Landkreises, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

 

(2) Die Kassenaufsicht führt die Hauptverwaltungsbeamtin/der Hauptverwaltungsbeamte. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 
Diese Betriebssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 

 

Aurich, den 16.11.2016 

 

Landkreis Aurich 

 

Der Landrat 

Weber 

 

 

 

B. Bekanntmachungen der Stadt Emden 

 

 

Bekanntmachung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

für eine Gewässerverrohrung / Stadt Emden 

 

Die Emder Hammrich Wind GmbH & Co. Infrastruktur KG, Schwagerweg 19, Emden, hat einen Antrag 

nach § 68 WHG für eine Gewässerverrohung in der Gemarkung Uphusen, Flur 18, Flurstück 70, ge-

stellt. 
 

Die Stadt Emden hat nach der Vorprüfung des Einzelfalls gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) vom 12.02.1990 (BGBl. I S. 205), in der Fassung der Bekanntmachung vom 

24.02.2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30.11.2016 (BGBl. I S. 2749) 

geändert worden ist, festgestellt, dass eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung für das Vorhaben nicht besteht. Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a UVPG bekannt 

gemacht. Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

 

Emden, den 10.03.2017 

 
Stadt Emden  

 

Der Oberbürgermeister 
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C. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 

Bekanntmachung der Stadt Aurich Inkrafttreten der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses  

für den Bebauungsplan Nr. 328 (Große Schlinge) 

 

Der Rat der Stadt Aurich hat am 10.12.2015 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan Nr. 328 (Gro-

ße Schlinge) nach § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Mit dieser Bekanntmachung tritt dieser 
Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Der Bebauungsplan mit seiner Begründung und der zusammenfassenden Erklärung kann im Rathaus 

der Stadt Aurich, Fachdienst Planung, II. Obergeschoss, Bgm. Hippen Platz 1, 26603 Aurich, während 

der Dienststunden eingesehen werden. 

 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Form-

vorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird 

hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beacht-

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichti-
gung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-

ungsplans und des Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 

des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebau-

ungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 

die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften 

des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsan-

sprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb 

von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die 

Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 



- 125 - 

Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Aurich und die Stadt Emden am 17.03.2017 

tritt der Bebauungsplan in Kraft.  

 

Auf die gleichlautende Bekanntmachung im Aushangkasten des Rathauses, sowie im Internet unter 

www.aurich.de/rathaus/bauleitplanung.html wird hingewiesen. 

 

Aurich, den 10.03.2017 

 

Stadt Aurich 

 

Der Bürgermeister 

Windhorst 

 

 
Haushaltssatzung der Stadt Wiesmoor für das Haushaltsjahr 2017 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 

Stadt Wiesmoor in der Sitzung am 20.02.2017 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird 

 

1. Im Ergebnishaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

   

1.1 der ordentlichen Erträge auf 21.883.900 € 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 23.136.500 € 

   

1.3 der außerordentlichen Erträge 1.374.900 € 

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen 1.374.900 € 

   

2.  im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

   

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 20.624.300 € 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 21.149.600 € 

   

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.722.800 € 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 6.005.800 € 

   

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 4.568.100 € 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 978.100 € 

 
festgesetzt. 
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Nachrichtlich: 

Gesamtbetrag 

 

   der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 27.915.200 € 

   der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 28.133.500 € 

   der Differenz zwischen Einzahlungen und Auszahlungen des 

   Finanzhaushaltes 

 

-218.300 € 

+ Voraussichtlicher Bestand an Zahlungsmitteln am Anfang des 

   Haushaltsjahres 

459.400 € 

= Voraussichtlicher Bestand an Zahlungsmitteln am Ende des 

   Haushaltsjahres 

241.100 € 

 

§ 1a 

 

Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Baubetriebshof Wiesmoor für das Haushaltsjahr 2017 wird 

 

im Erfolgsplan mit 

Erträgen von 1.805.400 € 

Aufwendungen von 1.803.200 € 

 

im Vermögensplan mit 

Einnahmen von 60.000 € 

Ausgaben von 60.000 € 

 

festgesetzt. 

 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-

rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 4.216.600 € festgesetzt. 

 

§ 2a 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen und Investitions-

förderungsmaßnahmen des Eigenbetriebs Baubetriebshof Wiesmoor erforderlich ist, wird auf 

60.000 € festgesetzt. 

 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 170.000 € festgesetzt. 

 

§ 4 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2017 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 

Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 3.200.000 € festgesetzt. 

 

§ 4a 

 

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben durch die Son-

derkasse des Eigenbetriebs Baubetriebshof Wiesmoor in Anspruch genommen werden dürfen, wird 

auf 300.000 € festgesetzt. 
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§ 5 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine besondere Hebesatzsatzung für das 

Haushaltsjahr 2017 wie folgt festgesetzt worden: 

 

1. Grundsteuer 

 

1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 383 v. H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 383 v. H. 
 

2. Gewerbesteuer 377 v. H. 

 

§ 6 

 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben bis zu einer Höhe von 15.000 Euro je Produktkonto sind ge-

mäß § 117 Abs. 1 NKomVG unerheblich. 

 

Wiesmoor, 21.02.2017 

 
Stadt Wiesmoor 

 

Völler 

Bürgermeister 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. 

 

Die nach § 120 Abs. 2 sowie § 130 Abs. 3 i. V. m. § 120 Abs. 2 und § 122 Abs. 2 Niedersächsisches 

Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis 
Aurich am 13. März 2017, Az. I/10-150 20 1, erteilt worden. 

 

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 20.03.2017 bis zum 28.03.2017 zur 

Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Wiesmoor öffentlich aus. 

 

Wiesmoor, 13. März 2017 

 

Stadt Wiesmoor 

 

Völler 
Bürgermeister  
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